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«Wir wollen keinen urbanen Siedlungsbrei»
Der Aargauer Baudirektor Peter C. Beyeler (fdp.) zu Raumordnung, interkantonaler Zusammenarbeit und Verkehr

Der Aargau liegt zwischen den
grossen Polen der Deutsch-
schweiz. Das schafft Verflechtun-
gen. Baudirektor Beyeler plädiert
für differenzierte bauliche Ver-
dichtung, pragmatische inter-
kantonale Zusammenarbeit und
den Ausbau der Verkehrswege.

Herr Beyeler, der Aargau hat die
600 000. Einwohnerin willkommen ge-
heissen. In 20 Jahren sollen hier über
700 000 Personen wohnen. Worin grün-
det diese ambitionierte Annahme?
Der Aargau ist innert zehn Jahren um
50 000 Einwohner gewachsen. Einer-
seits kamen Zuwanderer, weil hier
Arbeitsplätze geschaffen wurden. An-
derseits zogen Pendler aus benachbar-
ten Kantonen (Zürich, Zug, beide Ba-
sel) zu, weil Wohnraum dort knapper
wird und oft teurer ist. Die grossen
Agglomerationen dehnen sich auf un-
ser Territorium aus, am Mutschellen, in
Baden, im Freiamt und im Fricktal. Wir
sind nicht besonders ambitioniert, son-
dern schreiben das bisherige Wachstum
weiter.

Wie wollen Sie das bewältigen? Besteht
nicht die Gefahr, dass Sie durch die an-
haltende Bautätigkeit den Standortvor-
teil des Ländlichen aufs Spiel setzen?
Das ist eine grosse Herausforderung. Es
geht darum, die Qualitäten unserer
kleinstädtisch geprägten Struktur wei-
terzuentwickeln. Beispielsweise soll es
möglich bleiben, von jeder Wohnung
aus zu Fuss in 15 Minuten ins Grüne zu
gelangen. Auf die Frage, wie das zu er-
reichen ist, sind regionale Antworten zu
finden. Im siedlungsmässig herausge-
forderten Limmattal etwa wollen wir
mit dem grenzüberschreitenden Agglo-
merationspark eine optimale Vernet-
zung von bebautem Raum und verblie-
benen Naturflächen schaffen.

Bis anhin ist der Name Aargau geradezu
ein Synonym für Zersiedelung. Wie ge-
denken Sie mit der weiteren baulichen
Entwicklung dem angesichts des knap-
pen Bodens aufgekommenen raumpla-
nerischen Credo Siedlungskonzentration
und Verdichtung gerecht zu werden?
Dass der Aargau ein Synonym für Zer-
siedelung ist, stimmt so nicht. Zersiede-
lung ist ein relativer Begriff. Wir sind
hier im Schnitt 20 bis 30 Kilometer von
den Innenstädten der grossen Zentren
entfernt. Wir wollen daher unser Sied-
lungsgebiet differenziert weiterentwi-
ckeln. Gewachsene Orts- oder Quar-
tierstrukturen sollen nicht brachial ver-
ändert werden. Bei Verdichtungen müs-
sen Freiräume erhalten bleiben. Ohne
solche Vorgaben würden wir uns in
einen urbanen Siedlungsbrei hinein ent-
wickeln. Das wäre fatal. Wir bemühen
uns aktiv um die Umnutzung industriel-
ler und gewerblicher Brachen. Die Ent-

wicklung stellt hohe Anforderungen,
auch unter dem Aspekt, dass an peri-
pheren Lagen zu viele Bauzonen vor-
handen sind und an zentralen Stand-
orten zu wenige.

Wie wollen Sie dem begegnen?
Primär gilt es, höhere Qualitätsanforde-
rungen in die kommunalen Bauvor-
schriften aufzunehmen oder über Ge-
staltungspläne zu fordern. Das ist heute
rechtlich möglich, einige Gemeinden
haben auch schon gehandelt. Es gilt bei
Neueinzonungen Bedingungen bezüg-
lich Art und Zeit zu stellen. Die befris-
tete Einzonung als Teil unserer neuen
Baugesetzgebung ist ein Instrument
dazu. Es sind aber auch wirksame Vor-
gaben über das geeignete Mass quar-
tierspezifischer Verdichtungen zu fin-
den. Wir sind daran, mit Hochschulen
Lösungsansätze dafür zu entwickeln.

Wie stehen Sie zu Abtauschmecha-
nismen?
Ich bin da skeptisch. Der Abtausch von
Bauzonen über die Kantonsgrenzen
hinweg ist weder zielführend noch er-
forderlich. Selbst für einen innerkanto-
nalen Abtausch sehe ich keine Notwen-
digkeit. Wenn in peripheren Lagen zu
viel eingezont ist, ist das kaum proble-
matisch. Ob eingezontes Land überbaut
ist, hängt von der Nachfrage ab, und
diese ist dort gering. Im urbanen Raum
haben wir zu wenig Nutzungsreserven.
Dort sind unter den genannten Bedin-

gungen Verdichtungspotenziale zu nut-
zen und geeignete Flächen einzuzonen.
Für einen Abtausch bestehen auch kei-
ne gesetzlichen Instrumente. Vorschlä-
ge, wie etwa Zertifikate, werden auf
Bundesebene diskutiert. Die Debatte
darüber ist aber noch unausgegoren.

Wie sieht es mit der industriellen und ge-
werblichen Weiterentwicklung aus?
Droht der Aargau durch den Zuzug aus
den umliegenden Zentren nicht zu einem
Schlafkanton zu werden?
Nein, diese Gefahr sehe ich nicht. Der
Aargau hat eine lebendige regionale
Kultur. Auch werden Arbeitsplätze aus
den grossen Zentren zu uns verlagert;
Wohnen und Arbeiten entwickeln sich

parallel. So erlebt die Region Baden
neben der Zunahme beimWohnen auch
einen Zuzug vonDienstleistern. Und im
Fricktal verfügen wir über eine grosse
Zahl gut erschlossener Flächen für Un-
ternehmen.

Das Verhältnis Ihres Kantons zu den be-
nachbarten Grossregionen ist ambiva-
lent. Sie verfechten eine Vision Nord-
schweiz, in der Zürich und Basel zusam-
men mit dem Aargau einen Raum um-
fassender Zusammenarbeit bilden wür-
den. Gleichzeitig arbeiten sie in metro-
politanen Organisationen beider Zen-
tren mit.
Die Nordschweiz mit rund drei Millio-
nen Einwohnern ist eine Realität, und
sie ist der wirtschaftliche Motor unseres
Landes. Da gehören Zürich und Basel
ebenso dazu wie der Aargau und wei-
tere Kantone der Ost- und Zentral-
schweiz. Wir haben Schnittstellen in alle
Himmelsrichtungen und bedienen uns
der variablen politischen und organisa-
torischen Geometrie, um unsere Inter-
essen wahrzunehmen. Wir sind Teil des
Bildungsraums Nordwestschweiz, ar-
beiten im Oberrhein-Rat mit, sind Mit-
glied des Vereins Metropolitanraum
Zürich und des Standortmarketings
Greater Zurich Area. Wir stehen zwi-
schen den Metropolitanräumen Zürich
und Basel und sind ein Teil von beiden.
So verstehen wir uns auch als Transmis-
sionsriemen zwischen den beiden gros-
sen Zentren.

Sind angesichts dieser Verflechtungen
die heutigen Kantone als massgebliche
politische Einheiten noch zeitgemäss?
Mit ihrer Abschaffung wäre nichts ge-
wonnen, abgesehen davon, dass solche
Prozesse Zeit brauchen. Wir sehen, wie
dick die zu bohrenden Bretter nur schon
bei Gemeindefusionen sind. Geeigneter
ist die pragmatische grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit. Zentral ist,
dass wir nach allen Seiten grenzüber-
schreitend denken und handeln, das
heisst: bei Projekten Konsequenzen jen-
seits der Kantonsgrenzen antizipieren.

Sie pochen auf den Ausbau der Ver-
kehrswege. Sie wollen eine sechsspurige
A 1 und die drei Eisenbahntunnel Ep-
penberg, Wisenberg und Heitersberg II.
Man hat den Eindruck, Sie setzen auf
eine De-luxe-Verkehrspolitik.
Unsere Verkehrspolitik ist auf die
volkswirtschaftliche Entwicklung aus-
gerichtet. Eine gute Erreichbarkeit ist
eine wichtige Voraussetzung für wirt-
schaftlichen Erfolg. Wenn wir um wei-
tere 100 000 Einwohner wachsen, müs-
sen wir den Ausbau der Infrastrukturen
heute planen. Denken wir nur an die
langen Fristen für Planungen und Be-
willigungen. Vom Startschuss bis zur In-
betriebnahme ziehen 15 oder mehr Jah-
re ins Land.Wenn in den Zügen die Pas-
sagiere in den Stosszeiten schon heute
stehen, auch in der 1. Klasse, müssen wir
handeln. Dasselbe gilt angesichts der
fast täglichen Staus auf der Autobahn.
60 bis 70 Prozent des Verkehrs auf der
A 1 sind innerkantonal, dazu sind wir
auch Transitkanton. Wenn jetzt nicht
investiert wird, rächt sich das später.

Wer soll das bezahlen? Allein der Unter-
halt der eidgenössischen Verkehrsinfra-
strukturen ist ja schon unterfinanziert.
Der Preis fürMobilität ist heute günstig,
vielleicht zu günstig. Denken wir daran,
dass die Anforderungen an Bau, Be-
trieb und Unterhalt stetig wachsen. In-
sofern bedaure ich es, dass beispiels-
weise die Höhe der Motorfahrzeug-
steuer faktisch ein Tabu ist.

Wie stehen Sie zu konkreten Vorschlä-
gen: Auf Bundesebene wird für die gros-
sen Bahnprojekte eine Erhöhung der
Mehrwertsteuer erwogen und für den
Unterhalt der Autobahnen eine Erhö-
hung der Mineralölsteuer.
Aufgrund der Finanzlage des Bundes
und der Dringlichkeit vieler Projekte
müssen wir neue Finanzierungen finden
– Stichwort Mobility Pricing. Grund-
sätze müssen das Verursacherprinzip
und die Zweckbindung sein. Es darf
nicht sein, dass der Individualverkehr
den öffentlichen Verkehr finanziert.
Strasse und Schiene müssen gleicher-
massen ausgebaut werden. Aufgrund
der schnell wachsenden Kapazitätseng-
pässe auf der Schiene sind grossen Um-
steigeplänen aber Grenzen gesetzt.
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Der Aargau will bei der Greater Zurich Area stärker mitbestimmen
Bei den Metropolitan-Regionen ist seine eigenständige Rolle nur begrenzt gefragt

Die Ausrichtung des Kantons
Aargau zwischen Basel und
Zürich wird wieder stärker zum
Thema. Der Aargau wird wohl
wie bisher mit beiden Partnern
die Zusammenarbeit suchen.

Martin Merki, Aarau

Wohin soll sich der Aargau ausrichten?
Diese Frage wird in den nächstenMona-
ten (wieder) stärker diskutiert werden.
Zusammen mit der fast klassischen
Frage: Wohin gehört der Aargau? Mehr
zu Zürich, zu Basel oder zu beiden? An-
lass dazu gibt das Auslaufen der Probe-
mitgliedschaft in der Greater Zurich
Area (GZA). Dazu kommt, dass die
regionale Zürcher Vermarktungsorga-
nisation auch im eigenen Kanton unter
Druck ist. Struktur und Organisation

müssten grundsätzlich hinterfragt wer-
den, hält die Zürcher Regierung auf
einen Vorstoss im Kantonsrat fest.

Auch aus dem Aargau kommt Kritik
an der Zürcher Standortorganisation.
Die Zusammenarbeit sei ein voller
Misserfolg, das Kosten-Nutzen-Verhält-
nis sei völlig ungenügend, heisst es. Die
Mitgliedschaft, die Ende Mai ausläuft,
habe dem Kanton Aargau 2008 gerade
einmal zwei neue Arbeitsplätze be-
schert. 2009 seien kaum bessere Resul-
tate zu erwarten. Das Fazit aus Aar-
gauer Sicht: Der Preis – eine halbe Mil-
lion jährlich für eine Probe-, sogar eine
Million Franken für eine definitive Mit-
gliedschaft – sei zu hoch.

Das vernichtende Urteil kann man in
den neusten Mitteilungen der Aargaui-
schen Industrie- und Handelskammer
lesen. Es entspricht nicht der offiziellen
Position des Regierungsrates. Dieser
hält sich noch bedeckt. Hinter den

Kulissen wird verhandelt. Die regie-
rungsrätliche Botschaft wird diplomati-
scher formuliert sein, mit weniger Essig
und mehr Öl, damit das Menu verträg-
lich wird. Trotzdem wird wohl auch die
Aargauer Regierung auf erfolgsabhän-
gige Beiträge pochen, wenn sie Ende
März ihre Botschaft zum weiteren Vor-
gehen bei der GZA dem Grossen Rat
vorlegt. Allgemein erwartet wird auch
der Vorschlag für eine Mitgliedschaft
bei der Basler Vermarktungsorganisa-
tion Basel Area. Das werden die Gross-
räte aus dem Basel zugewandten Frick-
tal begrüssen.

Die multilaterale Haltung entspricht
dem Selbstverständnis eines Brücken-
kantons, der auf beide Seiten eng ver-
flochten und auf gute Zusammenarbeit
und Synergien angewiesen ist. Die Dis-
kussion läuft auf verschiedenen Stufen –
vom Raumkonzept über die Wirt-
schaftsförderung bis zu den Regional-

konferenzen, die für den Bund behör-
denverbindlich werden sollen. In Basel
laufen Bemühungen, eine Metropoli-
tankonferenz Basel zu gründen, die als
Dachorganisation den funktionalen
Raum abbilden soll. Im sich verschär-
fenden Standortwettbewerb gewinnen
die Metropolitankonferenzen an Be-
deutung. Der Aargau wird sich auch
dieser Frage stellen müssen, will er eine
Rolle wahrnehmen, die seiner Bedeu-
tung entspricht.

Und wie verhält es sich mit der vom
Aargau propagierten «Metropolitan-
region Nordschweiz», die beide Basel,
den Aargau und Zürich sowie angren-
zende Kantone umfassen könnte? Einer
Metropolitanregion, die nach ihrer Defi-
nition den wichtigsten Wirtschaftsraum
der Schweiz mit dem Aargau in seiner
Mitte umfasst, in der über 2,5 Millionen
Menschen leben und die durch Pendler-
ströme schon eng verbunden ist. Die

Idee ist ein guter Ansatz, sie ist innovativ
und zeigt das gewachsene Selbstbewusst-
sein des Aargaus, der als starker Wirt-
schaftskanton seine Interessen vertritt.

Doch die Basler und die Zürcher
Regierung haben dafür imMoment kein
offenes Ohr. Die gemeinsamen Interes-
sen von Basel und Zürich werden als zu
klein angesehen. Auf fruchtbaren Bo-
den ist die Idee trotzdem gefallen. An-
gestossen vom Aargau, laufen zwischen
Zürich und Basel Gespräche, wie eine
substanzielle Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Standortorganisatio-
nen aussehen könnte. Für die Promo-
tion im Ausland könnten sich beide
Regionen ein Miteinander vorstellen.
Ob sich der Begriff Nordschweiz als
Label für ein gemeinsames Standort-
marketing von Aargau, Basel und Zü-
rich im Ausland eignet, wäre noch zu
klären, findet selbst die Aargauische
Industrie- und Handelskammer.
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